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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 19. Juni 1997 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 

über den Eisenbahnverkehr über die gemeinsame Staatsgrenze 
und über den erleichterten Eisenbahndurchgangsverkehr 


A. Zielsetzung 

Mit dem am 19. Juni 1997 Unterzeichneten Vertrag soll der deutsch- 
tschechische Eisenbahnverkehr, unter Einbeziehung des erleichterten 
Eisenbahndurchgangsverkehrs, auf eine vertragliche Grundlage ge- 
stellt werden. Mit seiner Hilfe wird der grenzüberschreitende Eisen- 
bahnverkehr für die Eisenbahnunternehmen beider Länder auf eine 
solide Rechtsgrundlage gestellt. 


B. Lösung 

Mit dem geplanten Vertragsgesetz sollen die Voraussetzungen nach 
Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes für die Ratifizierung des 
Vertrages geschaffen werden. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des 
Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 

Es entstehen keine Kosten für die Wirtschaft. Auswirkungen auf Ein- 
zelpreise sowie das Preisniveau, insbesondere das Verbraucher- 
preisniveau, sind nicht zu erwarten, da der Vertrag lediglich Fragen 
technisch-betrieblicher Art sowie der Rechtsgewährung auf der 
Grundlage der Gegenseitigkeit und keine Bestimmungen zu Beför- 
derungsentgelten enthält. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

042 (323) - 900 01 - De 10/99 (NA 4) Bonn, den 16. Juli 1999 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 19. Juni 1997 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik über den 
Eisenbahnverkehr über die gemeinsame Staatsgrenze und über den 
erleichterten Eisenbahndurchgangsverkehr 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungs- 
wesen. 

Der Bundesrat hat in seiner 741. Sitzung am 9. Juli 1999 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 


Gerhard Schröder 
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E ntwu rf 

Gesetz 

zu dem Vertrag vom 19. Juni 1997 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 
über den Eisenbahnverkehr über die gemeinsame Staatsgrenze 
und über den erleichterten Eisenbahndurchgangsverkehr 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Prag am 19. Juni 1997 Unterzeichneten Vertrag zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Tschechischen Republik über den Eisenbahn- 
verkehr über die gemeinsame Staatsgrenze und über den erleichterten Eisen- 
bahndurchgangsverkehr wird zugestimmt. Der Vertrag wird nachstehend ver- 
öffentlicht. 


Artikel 2 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen wird 
ermächtigt, Änderungen der Anlage gemäß Artikel 11 Abs. 2 des Vertrages 
durch Rechtsverordnung in Kraft zu setzen. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 20 Abs. 1 in Kraft tritt, ist 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Die Vorschrift ermächtigt das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Woh- 
nungswesen, Vereinbarungen nach Artikel 11 Abs. 2 zur Änderung der Anlage 
des Vertrages durch den Erlaß von Rechtsverordnungen in innerstaatliches 
Recht umzusetzen. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag nach seinem Artikel 20 
Abs. 1 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, besonders auf das Ver- 
braucherpreisniveau, sind durch das Gesetz nicht zu erwarten. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 
über den Eisenbahnverkehr über die gemeinsame Staatsgrenze 
und über den erleichterten Eisenbahndurchgangsverkehr 

Smlouva 

mezi Spolkovou republikou Nemecko 
a Ceskou republikou 

o zeleznicni doprave pres spolecne stätni hranice 
a o ulehcene prüvozni zeleznicni doprave 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Tschechische Republik - 

in dem Wunsch, den Eisenbahnverkehr über die gemeinsame 
Staatsgrenze zu erleichtern und zu beschleunigen, und in der 
Absicht, auf bestimmten Eisenbahnstrecken den erleichterten 
Eisenbahndurchgangsverkehr zu gestatten - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Abschnitt I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Die Vertragsstaaten werden auf der Grundlage ihrer Rechts- 
vorschriften sowie in Übereinstimmung mit den den Grenzver- 
kehr zwischen beiden Staaten regelnden internationalen Über- 
einkünften die zur Erleichterung und Beschleunigung des Eisen- 
bahnverkehrs über die gemeinsame Staatsgrenze erforderlichen 
Maßnahmen treffen. 

Artikel 2 

Im Sinne dieses Vertrags bezeichnen die Begriffe: 

a) „Gebietsstaat“ den Staat, in dessen Hoheitsgebiet Eisenbah- 
nen, deren Sitz sich im Hoheitsgebiet des anderen Vertrags- 
staats befindet, Eisenbahnverkehr durchführen, 

b) „Nachbarstaat“ den anderen Vertragsstaat, 

c) „Eisenbahnen“ Eisenbahnen mit Sitz in den Vertragsstaaten, 

d) „erleichterter Eisenbahndurchgangsverkehr“ 

- die Beförderung von Personen, Gepäck, Gütern und Post- 
sendungen mit der Eisenbahn aus einem Vertragsstaat in 
denselben Staat über das Hoheitsgebiet des anderen Ver- 
tragsstaats, 


Spolkovä republika Nemecko 
a 

Ceskä republika 

vedeny snahou, usnadnit a urychlit zeleznicni dopravu pres 
spolecne stätni hranice a s ümyslem povolit na urcenych zelez- 
nicnich tratich ulehcenou prüvozni zeleznicni dopravu, 


se dohodly takto: 

Cast I 

Obecnä ustanoveni 

Clänek 1 

Smluvni stäty ucini na zäklade svych prävnich predpisü a v 
souladu s mezinärodnimi smlouvami upravujicimi pohranicni 
dopravu mezi obema stäty potrebnä opatreni nutnä k usnadneni 
a urychleni zeleznicni dopravy pres spolecne stätni hranice. 


Clänek 2 

Pro ücely teto smlouvy se oznacuji pojmy: 

a) „üzemni stät” stät, na jehoz vysostnem üzemi provozuji 
zeleznicni dopravu zeleznice se sidlem na vysostnem üzemi 
druheho smluvniho stätu, 

b) „sousedni stät” druhy smluvni stät, 

c) „zeleznice” zeleznice se sidlem ve smluvnich stätech, 

d) „ulehcenä prüvozni zeleznicni doprava”: 

- prepravu osob, zavazadel, zbozi a postovnich zäsilek po 
zeleznici z jednoho smluvniho stätu do tehoz stätu pres 
vysostne üzemi druheho smluvniho stätu, 


Drucksache 14/1413 


-8- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


- den Verkehr auf Eisenbahnstrecken, die von Eisenbahnen 
eines Vertragsstaats betrieben werden und teilweise auf 
dem Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats liegen, 

e) „Betriebswechselbahnhof den Bahnhof, in dem der Über- 
gabe- und Anschlußdienst durchgeführt wird, 

f) „Grenzbahnhof“ den ersten auf dem Hoheitsgebiet des ande- 
ren Vertragsstaats für den Eisenbahnverkehr über die ge- 
meinsame Staatsgrenze bestimmten Bahnhof. 

Artikel 3 

(1) Die zuständigen Behörden oder sonstigen Stellen der Ver- 
tragsstaaten treffen alle Maßnahmen, die für die Tätigkeit der 
Eisenbahnen gemäß diesem Vertrag erforderlich sind. 

(2) Die Eisenbahnen informieren sich gegenseitig über Unfälle, 
außerordentliche Vorkommnisse und andere Hindernisse, die 
den Eisenbahnbetrieb zwischen den Vertragsstaaten beeinflus- 
sen können. 

(3) Folgen von Unfällen, außerordentlichen Vorkommnissen 
und anderen Hindernissen im Betriebswechselbahnhof bezie- 
hungsweise im Grenzbahnhof und auf der Grenzstrecke muß die 
Eisenbahn mit Sitz in dem Vertragsstaat, in dessen Hoheitsgebiet 
die genannten Ereignisse aufgetreten sind, liquidieren. Bei der 
Beseitigung von Hindernissen im Eisenbahnverkehr gemäß die- 
sem Vertrag werden sich die Eisenbahnen auf Anforderung und 
in gegenseitigem Einvernehmen im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
unterstützen. 


Abschnitt II 

Eisenbahnverkehr über die gemeinsame Staatsgrenze 

Artikel 4 

(1) Die Eisenbahnen können zur Erfüllung der sich aus diesem 
Vertrag ergebenden Aufgaben in gegenseitigem Einvernehmen 
und für die erforderliche Zeit die notwendige Anzahl Bediensteter 
in den Gebietsstaat entsenden. 

(2) Die zuständigen Behörden oder sonstigen Stellen des 
Gebietsstaats gewähren den Bediensteten der Eisenbahnen mit 
Sitz im Nachbarstaat bei der Ausübung ihres Dienstes den glei- 
chen Schutz und Beistand wie den Bediensteten der Eisenbah- 
nen mit Sitz im Gebietsstaat. 

(3) Die mit der Wahrnehmung polizeilicher Aufgaben im Eisen- 
bahnverkehr beauftragten Bediensteten des Nachbarstaats sind 
berechtigt, in Zügen auf der Strecke zwischen der gemeinsamen 
Staatsgrenze und dem im Gebietsstaat gelegenen Grenz- oder 
Betriebswechselbahnhof mit Zustimmung der zuständigen 
Behörden des Gebietsstaats die unbedingt erforderlichen Sofort- 
maßnahmen zur Aufrechterhaitung der öffentlichen Sicherheit 
oder Ordnung, insbesondere zum Schutz des Lebens, der 
Gesundheit, der Freiheit oder wesentlicher Vermögenswerte, zu 
treffen, zu denen sie nach den Rechtsvorschriften ihres Staates 
befugt sind. Bei der Erfüllung dieser Aufgaben dürfen sie ihre 
Dienstkleidung und ihre Dienstwaffen tragen sowie dienstliche 
Ausstattungsgegenstände und Diensthunde mitführen. 

(4) Die zu ergreifenden Maßnahmen müssen stets den milde- 
sten Eingriff darstellen und müssen erforderlich und geeignet 
sein, den angestrebten Zweck zu erreichen. Sie dürfen den Ein- 
zelnen und die Allgemeinheit nicht unverhältnismäßig beein- 
trächtigen. 

(5) Die mit der Wahrnehmung polizeilicher Aufgaben im Eisen- 
bahnverkehr beauftragten Bediensteten sind auf den in Absatz 3 
bezeichneten Strecken zur Vornahme folgender Sofortmaßnah- 
men berechtigt: 

1. Sie können eine Person in Gewahrsam nehmen, wenn auf 
andere Weise eine erhebliche Störung der öffentlichen 
Sicherheit oder Ordnung nicht beseitigt, eine unmittelbar 
bevorstehende erhebliche Gefahr nicht abgewehrt werden 


- dopravu na zeleznicnich tratich, ktere jsou provozoväny 
zeleznicemi jednoho smluvniho statu a ktere cästecne lezi 
na vysostnem üzemi druheho smluvniho statu, 

e) „vymennä stanice” stanici, ve ktere se vykonävä prfpojovä a 
prechodovä sluzba, 

f) „pohranicm stanice” prvnt zeleznicni stanici na vysostnem 
üzemi druheho smluvniho statu urcenou pro zeleznicni 
dopravu pres spolecne stätni hranice. 

Clänek 3 

(1) Prislusne orgäny nebo jine instituce smluvnich stätü ucini 
vsechna opatreni, kterä jsou potrebnä pro cinnost zeleznic 
podle teto smlouvy. 

(2) Zeleznice se vzäjemne informuji o nehodäch, 
mimofädnych udälostech a jinych prekäzkäch, ktere by mohly 
ovlivnit zeleznicni provoz mezi smluvnimi stäty. 

(3) Näsledky nehod, mimorädnych udälosti a jine prekäzky ve 
vymennych stanicich pripadne v pohranicm stanici a na pohra- 
nicm trati musi odstranit zeleznice se sidlem ve smluvnim state, 
na jehoz vysostnem üzemi doslo k uvedenym udälostem. Pri 
odstranoväni prekäzek v zeleznicni doprave podle teto smlouvy 
se budou zeleznice na pozädäni a po vzäjemne shode v rämci 
svych moznosti podporovat. 

Cast II 

Zeleznicni doprava pres spolecne stätni hranice 

Clänek 4 

(1) Zeleznice mohou k plneni ükolü vyplyvajicich z teto smlou- 
vy vysilat do üzemmho stätu po vzäjemne shode a na potrebnou 
dobu nutny pocet zamestnancü. 

(2) Prislusne orgäny a jine instituce üzemmho stätu poskyt- 
nou zamestnancüm zeleznic se sidlem v sousednim stäte pri 
vykonu jejich sluzby stejnou ochranu a podporu jako zamest- 
nancüm zeleznic se sidlem v üzemnim stätu. 

(3) Zamestnanci sousedniho stätu povefem plnenim policej- 
nich ükolü v zeleznicni doprave jsou oprävneni ve vlacich na 
trati mezi spolecnymi stätnimi hranicemi a pohranicm nebo 
vymennou stanici, lezici v üzemnim stäte, cinit se souhlasem 
prislusnych orgänü üzemmho stätu nezbytne nutnä okamzitä 
opatreni pro zachoväni verejne bezpecnosti nebo porädku, 
zvläste k ochrane zivota, zdravi, svobody nebo podstatnych 
majetkovych hodnot, k nimz jsou oprävneni podle prävmch 
predpisü sveho stätu. Pri plneni techto ükolü smeji nosit 
sluzebni stejnokroj, sluzebni zbrane a brät s sebou sluzebni 
vystroj a sluzebni psy. 


(4) Opatreni, kterä je treba ucinit, musi byt vzdy nejmirnejsim 
zäkrokem a musi byt nezbytnä a vhodnä k dosazeni zädaneho 
ücelu. Nesmeji omezovat jednotlivce ani verejnost v neümerne 
rnire. 

(5) Zamestnanci povefem' provädenim policejmch ükolü v 
zeleznicni doprave jsou oprävneni na tratich uvedenych v 
odstavci (3) provädet näsledujici okamzitä opatreni: 

1 . Mohu zajistit osobu, pokud neni mozne jinym zpüsobem 
odstranit zävazne porusem verejne bezpecnosti nebo 
porädku, odvrätit bezprostredne hrozici zävazne nebezpeci, 
nebo pokud je zajisteni nutne k ochrane osoby pred 
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kann oder der Gewahrsam zum Schutz der Person gegen 
eine Gefahr für Leib und Leben erforderlich ist. Der Gewahr- 
sam ist aufzuheben, sobald sein Zweck erreicht ist, späte- 
stens aber mit der Übergabe der Person an die zuständige 
Behörde des Gebietsstaats im Grenz- oder Betriebswechsel- 
bahnhof. 

2. Sie können Personen und Gepäck durchsuchen bei einem 
begründeten Verdacht einer strafbaren Handlung oder wenn 
nicht auszuschließen ist, daß die Person, die nach Ziffer 1 in 
Gewahrsam genommen worden ist, Sachen mit sich führt, 
die zum Bruch des Gewahrsams oder zur Schädigung von 
Leben, Gesundheit oder zur Herbeiführung einer erheblichen 
Gefahr verwendet werden können. Die bei der Durchsuchung 
aufgefundenen Sachen können sichergestellt oder beschlag- 
nahmt werden. Die Sicherstellung oder Beschlagnahme ist 
aufzuheben, sobald ihre Voraussetzungen weggefallen sind, 
spätestens aber mit Übergabe der sichergestellten oder 
beschlagnahmten Sache an die zuständige Behörde des 
Gebietsstaats im Grenz- oder Betriebswechselbahnhof. 

(6) Bei Gefahr im Verzug können Sofortmaßnahmen nach Maß- 
gabe von Absatz 3 bis 5 zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit, insbesondere zum Schutz des Lebens, der Gesund- 
heit, der Freiheit oder wesentlicher Vermögenswerte, auch ohne 
Zustimmung der zuständigen Behörden des Gebietsstaats 
getroffen werden. Die zuständigen Behörden des Gebietsstaats 
sind hierüber unverzüglich und umfassend zu informieren. 

(7) Von der Schußwaffe dürfen die in Absatz 3 aufgeführten 
Bediensteten des Nachbarstaats im Gebietsstaat nur im Fall der 
Notwehr Gebrauch machen. 

(8) Amtshaftungsansprüche wegen Schäden, die Bedienstete 
eines Vertragsstaats in Ausübung ihres Dienstes gemäß diesem 
Artikel auf dem Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats verur- 
sachen, richten sich nach den Rechtsvorschriften des Vertrags- 
staats, für den der Bedienstete tätig wurde, und sind vor dessen 
Gerichten geltend zu machen. 


Artikel 5 

(1 ) Bedienstete der Eisenbahnen, bei denen es sich um Staats- 
angehörige beider Vertragsstaaten, Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Union oder anderer Staaten handelt, die in dem Hoheits- 
gebiet der Vertragsstaaten nicht der Sichtvermerkspflicht unter- 
liegen und nach diesem Vertrag dienstliche Aufgaben im 
Gebietsstaat erfüllen, dürfen die gemeinsame Staatsgrenze an 
der zur Erfüllung dieser Aufgaben erforderlichen Stelle mit einem 
gültigen Dokument für das Passieren der Staatsgrenze und dem 
Dienstausweis überschreiten. 

(2) In Absatz 1 nicht genannte Bedienstete der Eisenbahnen, 
die nach diesem Vertrag dienstliche Aufgaben im Gebietsstaat 
erfüllen, unterliegen den allgemeinen Bedingungen für die Ein- 
reise und den Aufenthalt von Ausländern nach den Rechts- 
vorschriften der Vertragsstaaten. 

(3) Zur Beseitigung der Folgen von Unfällen, Naturkatastro- 
phen und anderen außerordentlichen Vorkommnissen dürfen die 
in Absatz 1 und 2 genannten Bediensteten der Eisenbahnen die 
gemeinsame Staatsgrenze auch außerhalb der Grenzübergänge 
überschreiten, sofern dies zur Erfüllung der dienstlichen Aufga- 
ben erforderlich ist. Diese Bediensteten müssen auf Verlangen 
der zuständigen Stellen des anderen Vertragsstaats ihre Identität 
nachweisen. 

(4) Die Vertragsstaaten werden Personen, die aufgrund dieses 
Vertrags in das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats ein- 
gereist sind und die 

1 . die Bestimmungen dieses Vertrags verletzt haben 
oder 


ohrozenfm zdravi a zivota. Zajistem musf byt zruseno, jak- 
mile je dosazeno jeho ücelu, nejpozdeji vsak predänim 
osoby prislusnym orgänüm üzemnfho statu v pohranicm 
nebo vymenne stanici. 


2. Mohou provest prohlfdku osob a zavazadel pri düvodnem 
podezrenf z trestne cinnosti nebo nelze-li vyloucit, ze osoba, 
kterä byla zajistena podle bodu 1 , preväzf s sebou veci, ktere 
by mohly byt pouzity k zabränenf zajistem nebo k poskozenf 
zivota, zdravf nebo mohou vest ke vzniku zävazneho nebez- 
pecf. Veci nalezene pri prohh'dce mohou byt zajisteny nebo 
zabaveny. Zajistem nebo zabavem musf byt zruseno, pokud 
podmi'nky pro ne pominou, nejpozdeji vsak predänim 
zajistene nebo zabavene veci prislusnym orgänüm üzem- 
mho stätu v pohranicm' nebo vymenne stanici. 


(6) Pri nebezpecf z prodlenf mohou byt ucinena okamzitä 
opatrem podle odstavcü (3) az (5) k zachoväm verejne bezpec- 
nosti, zejmena na ochranu zivota, zdravi a podstatnych majet- 
kovych hodnot i bez souhlasu prislusnych orgänü üzemmho 
stätu. Prfslusne orgäny vsak o tom musf byt bezprostredne a 
podrobne informoväny. 

(7) Zamestnanci sousedmho stätu uvedeni v odstavci (3) 
mohou v üzemm'm stäte pouzft strelnou zbraii pouze v prfpade 
nutne obrany. 

(8) Näroky z ürednf odpovednosti za skody, ktere zpüsobf 
zamestnanci jednoho smluvmho stätu pri vykonu sve sluzby 
podle tohoto clänku na vysostnem üzerm druheho smluvmho 
stätu, se rfdf podle prävm'ch predpisü smluvmho stätu, pro ktery 
zamestnanec vykonäval sluzbu, a musf byt uplatnoväny u jeho 
soudü. 

Clänek 5 

(1) Zamestnanci zeleznic, kterf jsou stätmmi pnslusm'ky obou 
smluvmch stätü, clenskych stätü Evropske unie nebo jinych 
stätü a kterf na vysostnem üzerm smluvmch stätü nepodlehajf 
vizove povinnosti a plnf sluzebm ükoly v üzemm'm stätu podle 
teto smlouvy, smejf prekracovat spolecne stätni hranice na 
miste potrebnem pro plnenf techto ükolü s platnym dokladem 
pro prekracovänf stätm'ch hranic a sluzebm'm prükazem. 


(2) Zamestnanci zeleznic, kterf nejsou uvedeni v odstavci a 
kterf podle teto smlouvy plnf sluzebm ükoly v üzemm'm stäte, 
podlehajf vseobecnym podmfnkäm podle prävm'ch predpisü 
smluvmch stätü, jez se tykajf vstupu a pobytu cizincü. 

(3) K odstranovänf näsledkü nehod, zivelnych pohrom a 
jinych mimorädnych udälostf smejf zamestnanci zeleznic uve- 
denf v odstavci 1 a 2 prekracovat spolecne stätni hranice take 
mimo hranicnf prechody, pokud je to potrebne k plnenf 
sluzebnfch ükolü. Tito zamestnanci musf prokäzat na vyzvänf 
prislusnych orgänü druheho smluvmho stätu svou totoznost. 


(4) Smluvnf stäty kdykoliv prevezmou zpet osoby, ktere vstou- 
pily na zäklade teto smlouvy na vysostne üzerm' druheho smlu- 
vrn'ho stätu a ktere: 

1 . porusily ustanovenf teto smlouvy, 

nebo 


2. sich dort rechtswidrig aufhalten, 2. se tarn protiprävne zdrzujf. 

jederzeit formlos zurücknehmen. 
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Artikel 6 

(1) Die Eisenbahnen bestimmen im gegenseitigen Einverneh- 
men die Bereitstellung der für die Dienstausübung im Gebiets- 
staat erforderlichen Räume und Einrichtungen sowie die dafür 
gegebenenfalls zu entrichtende Vergütung. 

(2) Die für die Bediensteten der Eisenbahnen im Gebietsstaat 
vorgesehenen Räume sind mit Anschriften in deutscher und 
tschechischer Sprache und der Bezeichnung der Eisenbahnen 
zu versehen. 

(3) Die Bediensteten der Eisenbahnen des Nachbarstaats, die 
nach diesem Vertrag ihren Dienst im Gebietsstaat ausüben, kön- 
nen ihre Dienstkleidung oder eine sichtbare Dienstkennzeich- 
nung tragen. 

Artikel 7 

(1) Alle Gegenstände, die für den Dienstgebrauch bestimmt 
sind und von den Bediensteten der Eisenbahnen mit Sitz im 
Nachbarstaat bei der Dienstausübung im Gebietsstaat eingeführt 
oder ausgeführt werden, sind nach Maßgabe der Rechtsvor- 
schriften der Vertragsstaaten von Zoll und anderen Gebühren 
befreit. 

(2) Von den Eisenbahnen aufgegebene Spezialfahrzeuge, An- 
lagen, Material und Ersatzteile, die für die Instandsetzung der 
Strecke zwischen den Betriebswechselbahnhöfen beziehungs- 
weise Grenzbahnhöfen, für die Ausbesserung des Wagenparks 
oder die Beseitigung anderer Hindernisse im Grenzverkehr 
benötigt werden, können zu den in Absatz 1 aufgeführten Bedin- 
gungen über die gemeinsame Staatsgrenze befördert werden, 
wenn die Fahrzeuge und nicht verbrauchtes Material sowie die 
Ersatzteile in den Staat, aus dem sie ausgeführt wurden, zurück- 
gebracht werden. 

(3) Von Zoll und anderen Gebühren befreit sind nach Maßgabe 
der Rechtsvorschriften der Vertragsstaaten auch Gegenstände 
des persönlichen Bedarfs einschließlich der Lebensmittel, die die 
Bediensteten der Eisenbahnen des Nachbarstaats auf dem Weg 
zum Dienst und zurück mit sich führen und die sie während des 
dienstlichen Aufenthalts im Gebietsstaat brauchen. 

(4) Dienstfahrzeuge und eigene Fahrzeuge, mit denen die Be- 
diensteten der Eisenbahnen des Nachbarstaats zur Dienstaus- 
übung in den Gebietsstaat fahren und in den Nachbarstaat 
zurückkehren, sind bei Befolgung der entsprechenden Kontroll- 
maßnahmen nach Maßgabe der Rechtsvorschriften der Ver- 
tragsstaaten nicht zoll- oder anderweitig gebührenpflichtig. Eine 
Sicherheitsleistung gegenüber dem Zoll ist nicht erforderlich. 

(5) Ein- und Ausfuhrverbote sowie Ein- und Ausfuhrbeschrän- 
kungen beziehen sich nicht auf die in den Absätzen 1 bis 4 auf- 
geführten Gegenstände und Fahrzeuge. 

Artikel 8 

Die Aufenthaltszeit der Züge in den Betriebswechsel- oder 
Grenzbahnhöfen legen die Eisenbahnen der Vertragsstaaten 
unter Berücksichtigung der Erfordernisse der Grenzabfertigung 
fest. Die zuständigen Behörden oder sonstigen Stellen der Ver- 
tragsstaaten werden die Bedingungen für eine Minimierung die- 
ser Aufenthalte schaffen. 

Artikel 9 

Die Eisenbahnen des Nachbarstaats dürfen im Gebietsstaat 
eigene Dienstbriefe und -pakete für Grenz- und Betriebswechsel- 
bahnhöfe im Gebietsstaat ohne Vermittlung der Post befördern. 

Artikel 10 

Der Gebietsstaat gestattet die Errichtung und das Betreiben 
von Telekommunikationsanlagen sowie deren Anschluß an ent- 
sprechende Anlagen des Nachbarstaats insoweit, als dies aus- 
schließlich für die Tätigkeit der Eisenbahnen im Gebietsstaat und 
zur Verkehrsleitung zwischen den Eisenbahnen erforderlich ist. 


Clänek 6 

(1) Zeleznice urcf ve vzäjemne shode potrebne sluzebnf pros- 
tory a zaffzeni, ktere majf byt poskytnuty pro vykon sluzby v 
üzemntm state, jakoz i ühradu, kterä za ne bude prfpadne pla- 
cena. 

(2) Uvazovane prostory pro zamestnance zeleznic v üzemnfm 
state must byt opatreny näpisy v ceskem a nemeckem jazyce a 
oznacenfm zeleznic. 

(3) Zamestnanci zeleznic sousednfho statu, kterf podle teto 
smlouvy vykonävaji sluzbu v üzemmm state, mohou nosit svüj 
sluzebnf stejnokroj nebo viditelne sluzebnf oznacenf. 


Clänek 7 

(1 ) Vsechny predmety, ktere jsou urceny pro sluzebnf potrebu 
a ktere dovezou nebo vyvezou zamestnanci zeleznic se sfdlem 
v sousednfm state pri vykonu sluzby v üzemnfm state, jsou 
podle prävnfch predpisü smluvnfch stätü osvobozeny od cla a 
jinych poplatkü. 

(2) Speciälnf vozidla, zaffzeni, material a rovnez nähradnf dfly 
potrebne na opravu trati mezi vymennymi pffpadne pohranicnf- 
mi stanicemi, pro opravu vozoveho parku anebo odstranenf 
jinych pfekäzek v pohranicnf doprave odesflane zeleznicemi se 
mohou za podmfnek uvedenych v odstavci 1 pfeväzet pfes spo- 
lecne stätnf hranice s podmfnkou, ze vozidla i nespotfebovany 
material a nähradnf dfly budou dopraveny zpet do statu, z nehoz 
byly vyvezeny. 


(3) Od cla a jinych poplatkü jsou podle prävnfch predpisü 
smluvnfch stätü osvobozeny i predmety osobnf potfeby vcetne 
potravin, ktere si zamestnanci zeleznic vezou s sebou na ceste 
do sluzby a zpet a ktere potfebujf behem sluzebnfho pobytu v 
üzemnfm stäte. 

(4) Sluzebnf vozidla a vlastnf vozidla, kterymi zamestnanci 
zeleznic sousednfho stätü jezdf k vykonu sluzby do üzemnfho 
stätü a jimiz se vracejf zpet do sousednfho stätü, nepodlehajf pri 
dodrzovänf pffslusnych kontrolnfch opatfenf podle prävnfch 
predpisü smluvnfch stätü clu a jinym poplatküm. Zajistenf 
celnfho dluhu se nevyzaduje. 

(5) Zäkazy dovozu a vyvozu a rovnez omezenf dovozu a 
vyvozu se nevztahujf na predmety a vozidla uvedene v odstav- 
cfch 1 az 4. 

Clänek 8 

Dobu pobytü vlakü ve vymennych nebo pohranicnfch stani- 
cfch urcf zeleznice smluvnfch stätü s ohledem na pozadavky 
pohranicmho odbavovänf. Prfslusne orgäny nebo jine instituce 
smluvnfch stätü budou vytväret podmfnky pro minimalizaci 
techto pobytü. 


Clänek 9 

Zeleznice sousednfho stätü mohou v üzemnfm stätü prepra- 
vovat vlastnf sluzebnf dopisy a balfky pro pohranicnf a vymenne 
stanice v üzemnfm stäte bez prostrednictvf posty. 

Clänek 10 

Üzemnf stät povoluje zrizovänf a provoz telekomunikacnfch 
zarfzenf, jakoz i jejich napojenf na prfslusnä zaffzeni soused- 
nfho stätü, pokud jsou potrebnä vyhradne pro cinnost zeleznic v 
üzemnfm stäte a pro rfzenf dopravy mezi zeleznicemi. 
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Abschnitt III Cäst III 

Erleichterter Eisenbahndurchgangsverkehr Ulehcenä prüvoznf zeleznicni doprava 


Artikel 11 

(1) Das Verzeichnis der Eisenbahnstrecken, auf denen der 
erleichterte Eisenbahndurchgangsverkehr gestattet ist, wird in 
der Anlage zu diesem Vertrag aufgeführt. Die Anlage ist Bestand- 
teil dieses Vertrags. 

(2) Die Ministerien für Verkehr der Vertragsstaaten sind zur Ver- 
einbarung von Änderungen zu dieser Anlage berechtigt, wenn die 
Änderungen des Verzeichnisses der Strecken mit erleichtertem 
Eisenbahndurchgangsverkehr gemäß den Rechtsvorschriften 
der Vertragsstaaten gebilligt wurden. Die Änderungen werden 
durch Austausch diplomatischer Noten vereinbart. 

Artikel 12 

(1) Im erleichterten Eisenbahndurchgangsverkehr werden Rei- 
sende, Güter und Postsendungen in Zügen und Wagengruppen 
befördert. 

(2) Im erleichterten Eisenbahndurchgangsverkehr ist es den 
Reisenden verboten, ein- und auszusteigen, Waren in den oder 
aus dem Zug zu bringen sowie die Bahn- oder Zollverschlüsse zu 
öffnen. Die Bediensteten der Eisenbahnen haben die Einhaltung 
dieser Vorschriften zu überwachen und Zuwiderhandlungen zu 
verhindern. Bei Nichteinhaltung der Verbote hat der Zugführer, 
sofern Grenzkontrollorgane nicht anwesend sind, ein Protokoll in 
deutscher oder tschechischer Sprache aufzunehmen, das in je 
einer Ausfertigung unverzüglich an die zuständigen Behörden 
beider Vertragsstaaten zu leiten ist. 

(3) Haben Züge im Hoheitsgebiet des Nachbarstaats einen 
unvorhergesehenen Halt von längerer Dauer, so müssen die 
Bediensteten der Eisenbahn mit Sitz im Gebietsstaat sicherstel- 
len, daß das zuständige Zollamt und die zuständigen Polizei- 
dienststellen umgehend davon benachrichtigt werden. Tritt ein 
solches außergewöhnliches Vorkommnis auf der Strecke ein, 
obliegt die gleiche Pflicht den Bediensteten der Eisenbahn, die 
Betreiber des erleichterten Eisenbahndurchgangsverkehrs ist. 

(4) Abweichend von Absatz 2 ist im Einvernehmen der zustän- 
digen Behörden beider Vertragsstaaten im erleichterten Eisen- 
bahndurchgangsverkehr das Ein- und Aussteigen von Reisenden 
sowie das Be- und Entladen von Reisegepäck auf Grenzbahn- 
höfen an den Grenzübergängen gestattet, an denen eine ge- 
meinsame Grenzabfertigung durchgeführt wird. 

Artikel 13 

Die Durchführung des erleichterten Eisenbahndurchgangsver- 
kehrs richtet sich nach den Rechtsvorschriften des Gebiets- 
staats, sofern in diesem Vertrag nichts anderes festgelegt ist. 

Artikel 14 

(1) Im erleichterten Eisenbahndurchgangsverkehr wird eine 
Grenzabfertigung nur durchgeführt: 

a) zur Vornahme von Stichprobenkontrollen; 

b) bei Verdacht auf Zuwiderhandlungen Reisender gegen die 
Festlegungen dieses Vertrags; 

c) zur Verhinderung oder Aufklärung strafbarer Handlungen. 

(2) Zur Überwachung der Durchführung dieses Vertrags und 
zur Gewährleistung der Sicherheit können die Züge auf der 
Durchgangsstrecke vom Grenzkontroll- und Polizeipersonal bei- 
der Vertragsstaaten begleitet werden. Die Bediensteten dürfen 
den Begleitdienst in den Bahnhöfen im Hoheitsgebiet des ande- 
ren Vertragsstaats beginnen und beenden. Werden die Züge 
begleitet, so kann die nach Absatz 1 zulässige Grenzabfertigung 
auch während der Fahrt vorgenommen werden. Für die Durch- 
führung dieser Grenzabfertigung, für die Begleitung der Züge 
sowie für die Bereitstellung der Diensträume und vorgezogenen 


Clänek 11 

(1) Seznam zeleznicnfch tratf, na nichz je povoleno provädet 
ulehcenou prüvoznf zeleznicni dopravu, je uveden v prfloze k 
teto smlouve. Prfloha je nedflnou soucästf teto smlouvy. 

(2) Ministerstva dopravy smluvnich stätü jscu oprävnena 
dohodnout zmeny teto prflohy, jestlize byly zmeny seznamu tratf 
s ulehcenou prüvoznf zeleznicni dopravou schväleny podle 
prävnfch predpisü smluvnich stätü. Zmeny budou dohodnuty 
vymenou diplomatickych not. 


Clänek 12 

(1) V ulehcene prüvoznf zeleznicni doprave se prepravujf 
cestujfcf, zbozf a postovnf zäsilky ve vlacfch a skupinäch zelez- 
nicnfch vozü. 

(2) V ulehcene prüvoznf zeleznicni doprave je cestujfcfm 
zakäzäno nastupovat a vystupovat, vnäset do vlaku zbozf nebo 
je z neho vynäset, jakoz i otevfrat zeleznicni nebo celnf 
uzävery. Zamestnanci zeleznic jsou povinni dohlfzet na 
dodrzovänf techto predpisü a zabrahovat jejich porusovänf. Pri 
nedodrzenf zäkazü je vlakvedoucf, pokud nejsou prftomny 
pohranicnf kontrolnf orgäny, povinen sepsat protokol v 
nemeckem nebo ceskem jazyce, ktery musf byt neprodlene 
dorucen phslusnym orgänüm obou smluvnich stätü, kazdemu 
jedno vyhotovenf. 

(3) Majj-Ii vlaky na vysostnem üzemf sousednfho stätü 
nepredvfdanou zastävku delsfho travänf, jsou zamestnanci 
zeleznice se sfdlem v üzemnfm stäte povinni zajistit, aby o tom 
byl neprodlene informovän prfslusny celnf ürad a prfslusne 
sluzebny policie. Dojde-Ii k takove mimofädnosti na trati, majf 
stejnou povinnost zamestnanci zeleznice, kterä je provozovate- 
lem ulehcene prüvoznf zeleznicni dopravy. 

(4) Odchylne od ustanovenf odstavce 2 je po vzäjemne doho- 
de prfslusnych orgänü obou smluvnich stätü povoleno v 
ulehcene prüvoznf zeleznicni doprave nastupovänf a vystupo- 
vänf osob, jakoz i naklädänf a vyklädänf zavazadel v pohra- 
nicnfch stanicfch na tech hranicnfch prechodech, na nichz je 
provädeno spolecne pohranicnf odbavovänf. 

Clänek 13 

Provädenf ulehcene prüvoznf zeleznicni dopravy se rfdf 
prävnfmi predpisy üzemm'ho stätü, pokud tato smlouva nestano- 
vf jinak. 

Clänek 14 

(1) V ulehcene prüvoznf zeleznicni doprave se pohranicnf 
odbavovänf provädf jen: 

a) k provedenf namätkovych kontrol, 

b) pri podezrenf, ze cestujfcf porusili ustanovenf teto smlouvy, 

c) k zabränenf trestne cinnosti nebo k jejfmu objasnenf. 

(2) Ke sledovänf provädenf teto smlouvy a pro zajistenf bez- 
pecnosti mohou byt vlaky na prüvoznfch tratfch doproväzeny 
zamestnanci pohranicnf kontroly a policie obou smluvnich stätü. 
Zamestnanci smeji zacfnat a koncit doprovodnou sluzbu ve sta- 
nicfch na vysostnem üzemf druheho smluvnfho stätu. Pri dopro- 
vodu vlakü müze byt pohranicnf odbavovänf prfpustne podle 
odstavce (1) provädeno i behem jfzdy. Pro provädenf pohra- 
nicnfho odbavovänf, pro doprovod vlakü a pro poskytovänf 
sluzebnfch prostor a zfizovänf predsunutych stanovist’ pohra- 
nicnfho odbavovänf platf Smlouva mezi Spolkovou republikou 
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Grenzabfertigungsposten gilt der Vertrag vom 19. Mai 1995 zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen 
Republik über Erleichterungen der Grenzabfertigung im Eisen- 
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr. 

(3) Für die mit der Wahrnehmung von Polizeiaufgaben im 
erleichterten Durchgangsverkehr beauftragten Bediensteten gel- 
ten die Bestimmungen des Artikels 4 Absatz 3 bis Absatz 8. 

Artikel 15 

(1) Im erleichterten Eisenbahndurchgangsverkehr ist ein 
Durchreisesichtvermerk nicht erforderlich. Reisende müssen je- 
doch einen amtlichen Ausweis zum Nachweis der Identität mit 
sich führen. 

(2) Ein Reisender, dem nach den Rechtsvorschriften der Ver- 
tragsstaaten aus Gründen der Altersgrenze bisher kein amtlicher 
Ausweis ausgestellt wurde, darf den erleichterten Eisenbahn- 
durchgangsverkehr nur in Begleitung eines Reisenden mit amtli- 
chem Ausweis in Anspruch nehmen. 

(3) Bedienstete der Eisenbahnen sind verpflichtet, einen amt- 
lichen Ausweis und einen Dienstausweis mit sich zu führen. 

Artikel 16 

Für die Übergabe personenbezogener Daten zu Zwecken, die 
durch diesen Vertrag geregelt werden, gelten die entsprechen- 
den Bestimmungen des Vertrags vom 1 9. Mai 1 995 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik 
über Erleichterungen der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, 
Straßen- und Schiffsverkehr. 

Artikel 17 

(1) Beförderungsverbote und -beschränkungen des Gebiets- 
staats zum Schutz von Menschen, Tieren und Pflanzen gelten 
auch für den erleichterten Eisenbahndurchgangsverkehr. 

(2) Für lebende Pflanzen und Pflanzenteile ist bei der Beförde- 
rung im erleichterten Eisenbahndurchgangsverkehr kein Ge- 
sundheits- oder Ursprungszeugnis erforderlich. 

(3) Eine Einfuhruntersuchung von Fleisch wird im erleichterten 
Eisenbahndurchgangsverkehr nicht durchgeführt. 

Artikel 18 

(1) Jeder Vertragsstaat kann den erleichterten Eisenbahn- 
durchgangsverkehr vorübergehend ganz oder teilweise einstel- 
len, wenn dieses die Sicherheit auf seinem Ploheitsgebiet erfor- 
dert. 

(2) Über eine Entscheidung gemäß Absatz 1 muß ein Vertrags- 
staat so schnell wie möglich den anderen Vertragsstaat im vor- 
aus in schriftlicher Form informieren. In dringenden Fällen kann 
der andere Vertragsstaat vorab in mündlicher und so schnell wie 
möglich anschließend in schriftlicher Form informiert werden. 


Abschnitt IV 

Schlußbestimmungen 

Artikel 19 

Eventuelle Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung 
oder die Durchführung dieses Vertrags werden durch Verhand- 
lungen der Vertragsstaaten beigelegt. 

Artikel 20 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. Die Ratifikations- 
urkunden werden so bald wie möglich in Bonn ausgetauscht. 
Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf 
den Tag des Austauschs der Ratifikationsurkunden folgt. 


Nemecko a Ceskou republikou o ulehcem pohranicmho odba- 
vovänt v zeleznicm' a vodni doprave ze dne 19. kvetna 1995. 


(3) Pro zamestnance poverene vykonem policejnich ükolü 
v ulehcene prüvoznt zeleznicm doprave platt ustanoveni clän- 
ku 4 odstavce 3 az 8 teto smlouvy. 

Clänek 15 

(1) V ulehcene prüvozm zeleznicm doprave nejsou zapotrebi 
tranzitni vtza. Cestujtct jsou vsak povinni mit s sebou prükaz 
totoznosti. 

(2) Cestujtct, jemuz nebyl podle prävntch predpisü nektereho 
ze smluvntch stätü z düvodu vekove hranice prükaz totoznosti 
dosud vydän, müze pouztt ulehcenou prüvozm zeleznicm' dopra- 
vu jen v doprovodu cestujtctho s platnym prükazem totoznosti. 

(3) Zamestnanci zeleznic jsou povinni mit s sebou prükaz 
totoznosti a sluzebnt prükaz. 

Clänek 16 

Pro predävänt osobntch üdajü k ücelüm upraveny touto 
smlouvou platt prtslusnä ustanoveni' Smlouvy mezi Spolkovou 
republikou Nemecko a Ceskou republikou o ulehcem pohra- 
nicmho odbavovänt v zeleznicm', silnicnt a vodni doprave ze dne 
19. kvetna 1995. 


Clänek 17 

(1) Zäkazy a omezent prepravy üzemm'ho statu na ochranu 
osob, zvtrat a rostlin platt take pro ulehcenou prüvozm zelez- 
nicm dopravu. 

(2) Pro zive rostliny a cästi rostlin nent preprave v ulehcene 
prüvozm zeleznicm' doprave zapotrebi zdravotnt osvedcent 
nebo osvedcent o püvodu. 

(3) Dovoznt vysetfent se v ulehcene prüvozm zeleznicm 
doprave neprovädt. 

Clänek 18 

(1) Kazdy ze smluvntch stätü müze ulehcenou prüvozm 
zeleznicm' dopravu docasne zcela nebo zcästi zastavit, 
vyzaduje-li to bezpecnost na jeho vysostnem üzemt. 

(2) O rozhodnutt podle odstavce 1 must byt druhy smluvnt stät 
informovän predem co nejrychleji ptsemne. V nalehavych prtpa- 
dech müze byt druhy smluvnt stät informovän predem nejdrtve 
üstne a pote co nejrychleji i ptsemne. 

Cäst IV 

Zäverecnä ustanoveni 

Clänek 19 

Prtpadne spory tykajfcf se vykladu nebo provädent teto 
smlouvy budou reseny jednäm'm smluvntch stätü. 


Clänek 20 

(1) Tato smlouva podlehä ratifikaci. Ratifikacnt listiny budou 
vymeneny v Bonnu v dobe co nejkratst. Tato smlouva vstoupt v 
platnost prvm'ho dne mestce näsledujtctho po dni vymeny ratifi- 
kacm'ch listin. 
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(2) Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er 
kann von jedem Vertragsstaat schriftlich gekündigt werden. In 
diesem Fall wird die Kündigung zwölf Monate nach dem Tag 
wirksam, an dem sie dem anderen Vertragsstaat zugegangen ist. 


(2) Tato smlouva se sjednävä na dobu neurcitou. Kazdy ze 
smluvm'ch stätü vsak müze smlouvu pisemne vypovedet. Plat- 
nost smlouvy skoncf uplynutim dvanäcti mesicü ode dne 
doruceni oznämenf o vypovedi druhemu smluvmmu statu. 


Geschehen zu Prag am 19. Juni 1997 in zwei Urschriften, jede 
in deutscher und tschechischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


Däno v Praze dne 19. cervna 1997 ve dvou püvodm'ch vyho- 
tovenich, kazde v nemeckem a ceskem jazyce, pricemz obe 
zneni maji stejnou platnost. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Za Spolkovou republiku Nemecko 
Pleinrich Florsten 
Matthias Wissmann 


Für die Tschechische Republik 
Za Ceskou republiku 
Martin Riman 
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Anlage 
zum Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 
über den Eisenbahnverkehr über die gemeinsame Staatsgrenze 
und überden erleichterten Eisenbahndurchgangsverkehr 


Verzeichnis 

der Strecken mit erleichtertem Eisenbahndurchgangsverkehr 
gemäß Artikel 1 1 Absatz 1 des Vertrags 


Der erleichterte Eisenbahndurchgangsverkehr wird für die nachstehenden Strecken genehmigt: 


Strecke zwischen Bahnhöfen Durchgangsstrecke 

ab km ... bis km ... 


a) Großschönau - Seifhennersdorf (Sachsen) 

b) Varnsdorf- Liberec 


c) Bad Brambach - Vojtanov 

d) Oberoderwitz - Wilthen 

e) Plauen - Bad Brambach (Vogtland) 


Tschechische Bahnen 
9,688- 13,707 
Deutsche Bahn AG 

9,688- 0,180 
Staatsgrenze - Großschönau 
(S) - Mittelherwigsdorf 

32,700- 24,528 
Mittelherwigsdorf - Zittau 
- Staatsgrenze zur Republik Polen 

51,897- 52,085 
55,525- 59,459 

21,031 - 22,053 
47,610- 48,137 


Priloha 

Seznam 

tratf s ulehcenou prüvoznl zeleznicni dopravou 
Ulehcenä prüvoznl zeleznicni doprava je povolena na techto tratlch: 


Traf mezi stanicemi 


Prüvoznl traf 
od km ... do km ... 


a) Großschönau - Seifhennersdorf (Sachsen) 

b) Varnsdorf - Liberec 

c) Bad Brambach - Vojtanov 

d) Oberoderwitz - Wilthen 

e) Plauen/Plavno - Bad Brambach (Vogtland) 


Ceske drähy 

9.688- 13,707 
Deutsche Bahn AG 

9.688- 0,180 

stätnl hranice - Großschönau 
(S) - Mittelherwigsdorf 

32,700-24,528 

Mittelherwigsdorf - Zittau (Zitava) 

- stätnl hranice s Polskou republikou 

51,897-52,085 

55,525-59,459 

21,031 -22,053 
47,610-48,137 
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Denkschrift zum Vertrag 

I. Allgemeines 

Am 19. Juni 1997 ist der Vertrag zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Tschechischen Republik 
über den Eisenbahnverkehr über die gemeinsame Staats- 
grenze und über den erleichterten Eisenbahndurchgangs- 
verkehr in Prag unterzeichnet worden. Der Vertrag sieht 
Regelungen zu den Befugnissen des Grenz- und Polizei- 
personals auf den grenznahen Strecken im grenzüber- 
schreitenden Eisenbahnverkehr im jeweils anderen Land 
vor. Er enthält ferner eine Regelung des sog. „erleichter- 
ten Eisenbahndurchgangsverkehrs“, einer Besonderheit 
des Eisenbahnverkehrs, bei dem praktisch nur ein Transit 
durch einen Teil des jeweils anderen Landes erfolgt (z.B. 
„Gebietszipfel“) und eine Grenzabfertigung nur in be- 
stimmten Fällen durchgeführt wird. Darüber hinaus ent- 
hält der Vertrag Regelungen zur gegenseitigen Informa- 
tion bei Unfällen sowie zur Dienstausübung des Personals 
(Grenzübertritt, Diensträume und -post, Telekommuni- 
kationsanlagen). 

II. Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu Artikel 1 

Artikel 1 nennt als Vertragsziel die Erleichterung und Be- 
schleunigung des grenzüberschreitenden Eisenbahnver- 
kehrs. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 erläutert die im Vertrag verwendeten Begriffe. 

Zu Arti kel 3 

Artikel 3 verweist auf die Verantwortung der Vertragsstaa- 
ten für die Tätigkeit der Eisenbahnen, die gegenseitige 
Informationspflicht der Eisenbahnen bei Unfällen, außer- 
ordentlichen Vorkommnissen und anderen Hindernissen, 
sowie die Pflicht der Eisenbahnen zu deren Beseitigung 
und zur gegenseitigen Unterstützung. 

Zu Arti kel 4 

Artikel 4 regelt ein Tätigwerden der Bediensteten der 
Eisenbahnen im jeweils anderen Staat. 

Nach Absatz 1 ist die Entsendung von Bediensteten in 
den jeweils anderen Vertragsstaat im gegenseitigen Ein- 
vernehmen möglich. 

Absatz 2 verpflichtet den Gebietsstaat zu Schutz und Bei- 
stand für diese Bediensteten. 

Die Absätze 3 bis 5 regeln - erstmals mit der Tschechi- 
schen Republik - (bahn)-polizeiliche Eingriffsbefugnisse 
im grenzüberschreitenden Eisenbahnverkehr bis zum 
nächstgelegenen Grenzbahnhof des jeweils anderen 
Staates. Die mit der Wahrnehmung polizeilicher Aufga- 
ben im Eisenbahnbereich beauftragten Bediensteten des 
Nachbarstaats dürfen danach nach Maßgabe ihres je- 
weiligen Rechts die zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit oder Ordnung, namentlich bei Gefahren für 
Leben, Gesundheit, Freiheit oder wesentliche Vermö- 
genswerte unbedingt erforderlichen Sofortmaßnahmen 
treffen. Insbesondere können sie unter den besonderen 


Voraussetzungen des Absatzes 5 Personen in Gewahr- 
sam nehmen und - z.B. bei begründetem Verdacht einer 
Straftat - Durchsuchungen von Personen und Gepäck 
vornehmen. Die Maßnahmen dürfen, außer bei Gefahr im 
Verzug, nur mit Zustimmung der zuständigen Behörden 
des Gebietsstaats getroffen werden. Die Regelung 
trägt ausdrücklich dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
(Absatz 4) und dem Subsidiaritätsgedanken Rechnung. 
Beide Seiten haben bereits Aufzeichnungen über die ein- 
schlägigen (bahnpolizeilichen) Eingriffsbefugnisse sowie 
über Rechtsschutzmöglichkeiten und über die Durchset- 
zung von Amtshaftungsansprüchen ausgetauscht. 

Zu Artikel 5 

Artikel 5 regelt den Grenzübertritt der Bediensteten der 
Eisenbahnen. 

Zu Artikel 6 

Artikel 6 regelt die Bereitstellung von Diensträumen sowie 
das Recht der Bediensteten, im Gebietsstaat Dienst- 
kleidung und Dienstkennzeichnung zu tragen. 

Zu Artikel 7 

Artikel 7 befreit nach Maßgabe der innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften bestimmte Gegenstände des Dienst- 
gebrauches von Zoll und anderen Gebühren. 

Zu Artikel 8 

Artikel 8 zielt auf eine Minimierung der Grenzaufenthalts- 
zeiten in den Betriebswechsel- und Grenzbahnhöfen. 

Zu Artikel 9 

Artikel 9 ermöglicht die Dienstpostbeförderung im grenz- 
nahen Bereich des jeweils anderen Staates. 

Zu Artikel 10 

Artikel 10 erlaubt die Einrichtung und das Betreiben von 
Telekommunikationsanlagen. 

Zu Artikel 11 

Artikel 11 bezieht die in der Anlage aufgeführten Strecken 
des Eisenbahndurchgangsverkehrs in den Vertrag ein. 

Zu Artikel 12 

Artikel 12 legt im einzelnen die Befugnisse sowie Verbote 
im erleichterten Eisenbahndurchgangsverkehr fest. 

Zu Artikel 13 

Artikel 13 bestimmt, daß im erleichterten Eisenbahn- 
durchgangsverkehr grundsätzlich das Recht des Gebiets- 
staats zur Anwendung kommt. 

Zu Arti kel 14 

Artikel 14 bestimmt den Umfang der Grenzabfertigung im 
erleichterten Eisenbahndurchgangsverkehr. 
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Zu Artikel 15 

Artikel 15 statuiert die Verpflichtung der Reisenden und 
Bediensteten, sich im erleichterten Eisenbahndurch- 
gangsverkehr durch entsprechende Ausweise zu legiti- 
mieren. 

Zu Artikel 16 

Artikel 16 verweist hinsichtlich des Datenschutzes auf die 
Regelungen des Vertrages vom 19. Mai 1995 über 
Erleichterungen der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, 
Straßen- und Schiffsverkehr. 

Zu Artikel 17 

Artikel 17 enthält Bestimmungen für die phytosanitären 
und veterinären Kontrollen im erleichterten Eisenbahn- 
durchgangsverkehr. 


Zu Artikel 18 

Artikel 18 regelt die Möglichkeiten der Einschränkung und 
Einstellung des erleichterten Eisenbahndurchgangsver- 
kehrs durch die Vertragsstaaten, wenn dies die Sicherheit 
auf ihrem Hoheitsgebiet erfordert. 

Zu Artikel 19 

Artikel 19 verweist zur Beilegung von Meinungsverschie- 
denheiten auf die Vertragsstaaten. 

Zu Artikel 20 

Artikel 20 Abs. 1 enthält die Ratifikationsklausel und regelt 
den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Vertrages. 

Absatz 2 legt die Gültigkeit des Vertrages auf unbe- 
stimmte Zeit fest und sieht die Möglichkeit der schrift- 
lichen Kündigung vor. 
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